
deshaiö Oft zu wiederholten Überarbeitungen. Un­
produktive Arbeit liegt auch z. T. in angeblich unum­
stößlichen „Traditionen im Geschäftsgang“'. Auf alle 
Fälle gilt es, die Arbeitszeit voll auszunutzen. Es steht 
auch im Bereich der Justizorgane allgemein die Auf­
gabe, das Verhältnis zwischen Arbeitsaufwand und 
Arbeitsergebnissen entscheidend zu verbessern.
Obwohl seit langem überall die These als richtig an­
erkannt wird, daß die Arbeit mit den Parteibeschlüssen, 
den zentralen Anleitungen und den Beschlüssen der 
örtlichen Organe der Staatsmacht der Schlüssel zur Ver­
besserung der Leitungstätigkeit ist, wird es noch nicht 
richtig verstanden, diese Erkenntnis in die Praxis um­
zusetzen. Alle staatlichen Leiter müssen daher in ihrer 
Erziehungsarbeit ihr Hauptaugenmerk darauf richten, 
daß die Justizfunktionäre es besser lernen, aus den 
Parteibeschlüssen und Anleitungsmaterialien praktische 
Schlußfolgerungen für ihre Arbeit zu ziehen und im 
Prozeß ihrer Tätigkeit, insbesondere in der Recht­
sprechung, die Forderungen aus den richtungweisenden 
Beschlüssen auf der Grundlage der sozialistischen Ge­
setzlichkeit zu verwirklichen.

Durchsetzung der neuen Ordnungen —
Schaffung von Beispielen durch die Zentrale
Neben den Materialien des XXII. Parteitages der 
KPdSU, der Wirtschaftskonferenz und des 14. Plenums 
des Zentralkomitees der SED sind für die Justizverwal­
tungsstellen, die Staatsanwaltschaften und die Gerichte 
in den Bezirken und Kreisen die neuen Ordnungen über 
die örtlichen Organe der Staatsmacht und die auf Grund 
dieser Ordnungen neugefaßten Ordnungen über die 
Arbeitsweise der Justizverwaltungsstellen und der 
Bezirks- und Kreisgerichte sowie die Anleitung Nr. 3 
für die Zusammenarbeit zwischen den Volksvertretun­
gen und den Gerichten2 und die weiteren zentralen An­
leitungen besonders wichtig.
Zur weiteren Entwicklung der Leitungstätigkeit sowohl 
in der Zentrale als auch in den Bezirken und zur Sicher­
stellung, daß die zentralen Anleitungen in der Bezirks­
ebene richtig ausgewertet und bis in die Kreise um­
gesetzt werden, ist z. B. im Arbeitsplan für das 
Kollegium des Ministeriums der Justiz für das I. Halb­
jahr 1962 vorgesehen, Anfang März über den Stand und 
die Entwicklung der Leitungstätigkeit des Ministeriums 
der Justiz und der Justizverwaltungsstellen zu beraten. 
Zur Vorbereitung hierfür wird die Zentrale einigen 
Justizverwaltungsstellen .unmittelbar helfen, ihre Arbeit 
so zu verbessern, daß sie als Beispiele hervorgehoben 
werden können. Zu diesem Zweck arbeiten seit De­
zember vorigen Jahres die Instrukteure des Mini­
steriums der Justiz nach einem genau festgelegten Plan 
in den Bezirken, helfen an Ort und Stelle mit, die 
Hemmnisse bei der Durchsetzung der zentralen An­
leitungen zu überwinden, und stellen dabei sowohl die 
neuen Formen der Leitungstätigkeit als auch die 
Schwächen fest. Die bisherigen Feststellungen zeigen 
folgende typische Erscheinungen: Unzulängliche Arbeits­
organisation in den Justizverwaltungsstellen durch un­
richtige Proportionen zwischen Einzelverantwortung 
und kollektiver Beratung; nicht genügende Arbeit mit 
den Beschlüssen (Beschlüsse werden oft vergessen und 
schlafen ein!); es wird noch weitgehend praktizistisch 
gearbeitet; die zentralen Anleitungen werden un­
verarbeitet und undifferenziert vom Bezirk weiter­
gegeben; die Beschlüsse der örtlichen Organe der Staats­
macht finden nur ungenügend Eingang in die Arbeit.
Die Bezirksgerichte sind ihrer richtungweisenden, an­
leitenden und kontrollierenden Funktion gegenüber den 
Kreisgerichten im Wege der Rechtsprechung bisher noch
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nicht nachgekommen. Das liegt vor allem mit darin be­
gründet, daß sich die Bezirksgerichte ihrer Hauptaufgabe 
nicht genügend bewußt sind, auf ihrem Territorium die 
Kreisgerichte im Wege der Rechtsprechung anzuleiten 
und für die einheitliche Rechtsanwendung zu sorgen. So 
wurde beim Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt festgestellt, 
daß richtige Entscheidungen des Bezirksgerichts in erster 
Instanz zur Überwindung typischer und schwerwiegen­
der Mängel in Fragen der Ordnung und Sicherheit in 
der Industrie nicht als beispielgebend und richtung­
weisend für die Kreisgerichte ausgewertet wurden. Auch 
die Rechtsprechung in zweiter Instanz wird nicht zum 
Anlaß genommen, um in wichtigen Fragen — z. B. bei der 
Bekämpfung von Hamsterkäufen — sofort die ersten 
Entscheidungen der Kreisgerichle zu analysieren, um 
typische Mängel zu erkennen und in einer grundsätz­
lichen Entscheidung zur Überwindung dieser Mängel 
beizutragen. Als ein gutes Beispiel planmäßiger Arbeit 
durch die Justizverwaltungsstelle kann — ungeachtet 
noch vorhandener Mängel, insbesondere in der Arbeits­
ordnung der Justizverwaltungsstelle — die Arbeits­
planung der Justizverwaltungsstelle Gera angesehen 
werden. Hier werden die von der Zentrale angegebenen 
Schwerpunkte und Hauptaufgaben organisch mit den 
Erfordernissen der örtlichen Verhältnisse und Beschlüsse 
verbunden. Die Justizverwaltungsstelle stellt damit 
sicher, daß sie einerseits dem Bezirksgericht und den 
Kreisgerichten die richtige Orientierung in ihrer Recht­
sprechung gibt und andererseits auch ihrer für die zen­
trale Leitungstätigkeit notwendigen Informationspflicht 
nachkommen kann.

Als ein guter Anfang ist auch die erweiterte Dienst­
besprechung beim Bezirksgericht Gera vom Dezember 
vergangenen Jahres einzuschätzen, an der neben den 
Richtern des Bezirksgerichts drei Direktoren von Ge­
richten der Grenzkreise, der Vizepräsident des Obersten 
Gerichts, ein Vertreter des Bezirksstaatsanwalts und der 
Leiter der Justizverwaltungsstelle teilgenommen haben. 
Auf der Grundlage eines vom Kollektiv der Richter des 
Bezirksgerichts ausgearbeiteten Referats über die Wirk­
samkeit der Rechtsmitteltätigkeit des Bezirksgerichts in 
Strafsachen, insbesondere bei antidemokratischen De­
likten, und der gut vorbereiteten Diskussionsbeiträge 
der drei Kreisgerichtsdirektoren kam es zu einer frucht­
baren Diskussion.

Entsprechend den von der Obersten Staatsanwaltschaft 
den Bezirksstaatsanwälten und Kreisstaatsanwälten 
gestellten Aufgaben zur Zusammenarbeit mit den ört­
lichen Organen der Staatsmacht ist es kein Einzelfall 
mehr, daß beispielsweise auf Grund von Untersuchun­
gen des Bezirksstaatsanwalts und von Vertretern der 
Ständigen Kommission Bauwesen des Bezirkstages in 
Frankfurt (Oder) dem Bezirkstag wertvolle Materialien 
zur Behandlung übergeben wurden und so vom höchsten 
Organ der Staatsmacht im Bezirk aktiv Einfluß auf die 
Einhaltung der Gesetzlichkeit im Bauwesen und die 
Verbesserung der Leitungstätigkeit genommen werden 
konnte. Diese Praxis gilt es verstärkt fortzuführen.

Es ist beabsichtigt, Anfang Mai dieses Jahres in den 
zentralen Justizorganen über den Stand der Durchset­
zung der neuen Ordnungen über die Aufgaben und 
Arbeitsweise der örtlichen Organe der Staatsmacht auf 
dem Gebiet der Kriminalitätsbekämpfung und der Be­
kämpfung anderer Gesetzesverletzungen zu beraten 
und die besten Erfahrungen zu verallgemeinern. Dazu 
wird beim Ministerium der Justiz und bei der Obersten 
Staatsanwaltschaft eine Arbeitsgruppe gebildet. Es ist 
vorgesehen, daß dieser Arbeitsgruppe Vertreter des 
Ministeriums der Justiz, der Obersten Staatsanwalt­
schaft, des Obersten Gerichts, des Ministerrats, des 
Ministeriums des Innern und — wie wir Vorschlägen 
werden — der Deutschen Akademie für Staats- und
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